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Paderborn

für gibt es in Paderborn bereits ein
Beispiel«. Derzeit würden Mittel
der NRW Bank kaum abgerufen.
Die Zuschüsse deckten nicht die
immer höher werdenden Risiken.
Das Belegungsrecht der jeweiligen
Kommune sei ein Hemmnis für
den sozialen Wohnungsbau. Koch:
»Scheitert beispielsweise das
Flüchtlingsabkommen mit der
Türkei, würden die meisten Eigen-
tumswohnungen dann in Kombi-
nation mit sozialem Wohnungs-
bau nicht einmal mehr geplant.

Friedhelm Koch: Mieten lie-
gen meist unter zehn Euro.

»Pro grün«
kritisiert

Kahlschlag
Paderborn (WV). Der Pader-

borner Umweltschutzverein »Pro
grün« kritisiert den Bau eines Stu-
dentenwohnheims an der War-
burger Straße und die damit ver-
bundene Rodung eines kleinen
Grünzuges. Wie am Samstag be-
richtet, will der Spar- und Bauver-
ein dort auf dem Grundstück der
Bürgerstiftung ein Wohnheim mit
90 Wohneinheiten errichten. Be-
reits am Samstag wurde dort mit
den Vorarbeiten, dem Fällen der
Bäume, begonnen.

 »Anliegern und Naturschützern
blutete das Herz und einige wein-
ten tatsächlich. Musste es wirklich
sein, dass an dieser Stelle für 90
der 20 000 Studenten ein Wohn-
heim gebaut wurde?« fragt »Pro
grün«-Geschäftsführer Hans-
Heinrich Wanko. Die Verwaltung
wolle als Ersatz an der Warburger
Straße zwar neue Alleebäume
pflanzen lassen. Die benötigten
aber wieder 100 Jahre, um die Grö-
ße der gefällten Bäume zu errei-
chen, schreibt Wanko weiter: »Wir
alle werden dies nicht mehr erle-
ben und es ist mehr als zweifel-
haft, ob diese Neuanpflanzungen
unter den zukünftigen klimati-
schen Bedingungen und in diesem
Umfeld am Straßenrand wirklich
gedeihen werden.«

 »Pro grün« weist in der Stel-
lungnahme noch einmal auf mehr
als 1000 Unterschriften, vorwie-
gend von Anliegern, hin, die im
Vorfeld gesammelt, aber nichts
bewirkt hätten. Die »Baulobby«
um den Spar- und Bauverein sei
einmal mehr übermächtig gewe-
sen, kritisiert »Pro grün«.

»Love and Peace im Landratsamt«
Die Laienspielgruppe der Pfarrgemeinde St. Hedwig »Mächtig viel Thea-
ter« präsentiert in Kürze die Komödie »Love and Peace im Landratsamt«
in der Aula der Gesamtschule Friedrich-Spee. Die Wiederwahl von Bern-
hard Oppenau zum Landrat scheint nur noch eine reine Formsache zu
sein, bis die in Amerika lebende Tamara Bloomberg, die Ur-Mutter aller
Hippies, plötzlich im Landratsamt erscheint. In Begleitung eines Kamera-
Teams bereist sie Europa, um ihre Memoiren zu schreiben und eine Repor-
tage über ihr bewegtes Leben zu erstellen. Tamara erinnert sich auch an
Bernhard Oppenau, mit dem sie in einer Hamburger WG für einige Monate

die damaligen Ideale so wie das Bett teilte. Aufführungstermine sind am
11., 12., 18. und 19. März, jeweils um 19.30 Uhr. Karten im Vorverkauf
gibt es bei Simone Hümmecke (Tel 05251/66818) und Gisela Nübel
(05251/66000). Die Einnahmen werden für den guten Zweck zur Verfü-
gung gestellt. Das Foto zeigt die Darsteller »Mächtig viel Theater« (vorne
von links) Simone Hümmecke, Petra Tegtmeier, Steffi Wein, Karla Lett-
mann, Cristina Ferraro, Jonas Lettmann und Claudio Zappatore sowie (hin-
ten von links) Saskia Knof, Felix Piel, Thomas Diedrich, Marie Heim und
Theo Lettmann. 

»Pro grün« trauert dem klei-
nen Wäldchen nach. 

Erneuerbare Energien decken zu 80 Prozent den Strombedarf im
Kreis Paderborn, sagt Westfalenwind.  Foto: dpa

Westfalenwind: jetzt 80 Prozent Ökostrom
Kreis Paderborn (WV). Im

Kreis Paderborn nimmt der Anteil
des Ökostroms am Stromver-
brauch immer mehr zu und liegt
nach Angaben des heimischen
Windpark-Betreibers »Westfalen-
wind« zum Jahresende 2016 im
Durchschnitt bei fast 80 Prozent.
Westfalenwind stützt sich dabei
auf Daten des NRW-Energieatlas
und Statistiken des Kreises Pader-
born.

Insbesondere der Ausbau von 25
neuen Windkraftanlagen bei
gleichzeitigem Abbau von neun
Altanlagen in der zweiten Hälfte
des Vorjahres habe den Anteil des
Ökostroms von 70 auf 79,8 Prozent
getragen, sagte gestern Westfalen-
wind-Geschäftsführer Johannes
Lackmann. 

Die installierte Leistung der En-
de 2016 in Betrieb befindlichen 455
Windkraftanlagen liege bei 731
Megawatt. Lackmann: »Das ist in

etwa so viel wie ein Block eines
Kohlekraftwerks leistet.« Durch
die im Kreis Paderborn in 2016 er-
neuerbar erzeugten 1,7 Milliarden
Kilowattstunden sei der Abbau
von 1,9 Millionen Tonnen Roh-
Braunkohle vermieden worden.
Das entspreche einem Zug mit
48 000 Waggons voll Kohle.

Allerdings sieht Westfalenwind
den Kreis Paderborn den vom
Kreistag beschlossenen 100 Pro-
zent Ökostrom für das Jahr 2020
noch ein gutes Stück entfernt.
Westfalenwind-Geschäftsführer 
Johannes Lackmann hält vor-
nehmlich der CDU vor, im Ausbau
regenerativer Energienutzung zu-
rückzurudern. Bundestagsabge-
ordneter Carsten Linnemann, Lan-
despolitiker Daniel Sieveke und
Paderborns Bürgermeister Mi-
chael Dreier hätten zuletzt mehr-
fach erklärt, der Windradausbau
im Kreis müsse gestoppt werden.

Lackmann: »Deshalb wäre es nur
konsequent, wenn die CDU im
Kreistag den Antrag stellen würde,
das 2011 gemeinsam beschlossene
Klimaschutzkonzept aufzuheben.«

Forderungen von Sieveke und
Dreier nach Mindestabständen
von 1500 Metern zur Wohnbebau-
ung seien in der aktuellen Situa-
tion im Kreis Paderborn »reiner
Populismus.« Sieveke und Dreier
wüssten, dass die Frist für eine
solche Festlegung auf Landesebe-
ne Ende 2015 abgelaufen sei. Dann
hätte zum Beispiel die Stadt Pa-
derborn im gerade verabschiede-
ten Flächennutzungsplan über-
haupt keine weiteren Windkraft-
Flächen ausweisen können.
Außerdem sei der Großteil der
Windkraft–Planungen im Kreis
Paderborn abgeschlossen. Für be-
stehende und beantragte Projekte
käme eine solche Forderung ohne-
hin zu spät. 

Windparkbetreiber sieht aber noch weiten Weg bis zur 100-Prozent-Quote – Kritik an CDU

»Mieten sind nicht zu hoch«
P a d e r b o r n (WV/pic). Der

CDU-Mittelstand Paderborn 
warnt vor Gründung einer städ-
tischen Wohnungsbaugesell-
schaft und weist damit Forde-
rungen der SPD zurück. Mit 
einer städtischen Wohnungs-
baugesellschaft schaffe die 
Stadt nur Unzufriedenheit, sagt 
der Paderborner Mittelstands-
vorsitzende Friedhelm Koch.

Engpässe »bei bestimmten
Wohnungstypen in bestimmten
Wohnvierteln« begründeten noch
keine »Notmaßnahme« wie die
Gründung einer kommunalen
Wohnungsbaugesellschaft, sagte
Koch. Weil etwa 40 Prozent der
Bevölkerung Anspruch auf eine
sozial geförderte Wohnung habe,
scheitere die Stadt an dieser un-
überschaubaren Menge, Bürgern
zu ihrem Recht zu verhelfen.

Die Mieten in Paderborn sind
aus Sicht des Mittelstandsvorsit-
zenden im Bundes- und Landes-
vergleich nicht zu hoch. Sie lägen

sogar unter dem Bundes- und Lan-
desdurchschnitt NRW. Koch: »Im
Süden Deutschlands werden 30
Prozent des verfügbaren Einkom-
mens für die Wohnung ausgege-
ben, in Paderborn zwölf Prozent.«
Zugereiste wunderten sich über
die laufende Diskussion.

In Paderborn werde nur in Aus-
nahmefällen ein Mietpreis von
mehr als zehn Euro pro Quadrat-
meter erzielt. Die Mieten folgten
nicht der Dynamik der Kaufpreise.
Koch nennt den »florierenden Bau
von Eigentumswohnungen als
Wirtschaftsgut im Sinne Ludwig
Erhards« sozial. Er erhöhe das An-
gebot an Wohnungen und regulie-
re somit Nachfrage und Preisbil-
dung. Koch: »Dieses Prinzip funk-
tioniert in Paderborn.«

Der CDU-Mittelstandschef
warnt in einem Sieben-Punkte-
Positionspapier zum Paderborner
Wohnungsmarkt davor, Investo-
ren zu einer Quotierung von ge-
förderten Wohnungen des sozia-
len Wohnungsbaus zu verpflich-
ten. Damit verhindere man das
Bauprojekt insgesamt. Koch: »Da-

Nicht aus niederen Gründen, son-
dern weil das finanzielle Risiko
angesichts gewaltiger Baukosten
einfach unkalkulierbar wird.« Die
CDU-Mittelstandsvereinigung 
empfiehlt, vor allem das Augen-
merk auf bezahlbare Grundstücke
für junge Familien zu richten:
»Hier liegt ein wirklicher Bedarf.«

Für die Kostenerhöhungen am
Bau macht Friedhelm Koch Bau-
vorschriften, besonders die Anfor-
derungen der Energiesparverord-
nung, verantwortlich. Ein Haus be-
stehe nicht mehr nur aus mindes-
tens vier Wänden und einem Dach,
sondern sei heute eine bewohnba-
re Klimaanlage. Koch: »Der Pader-
borner Traum von der endlosen
Verfügbarkeit einer kostengünsti-
gen Wohnung in der Südstadt aus
den sechziger Jahren des vergan-
genen Jahrhunderts ist damit lei-
der ausgeträumt. Man sehe sich
allein die für einen Neubau erfor-
derlichen Gutachten zu den The-
men Licht, Schall, Energie und
Emissionen an und betrachte die
Dauer der Genehmigungsverfah-
ren.«

Mittelstand: Pflicht zum sozialen Wohnungsbau verhindert Projekte

Gesamtschule
Elsen

ausgezeichnet
Elsen (WV). Die Gesamtschule

Elsen ist jetzt in einem offiziellen
Festakt im Landesministerium für
Schule und Weiterbildung in Düs-
seldorf mit dem Siegel »Verbrau-
cherschule Gold« ausgezeichnet
worden. NRW-Schulministerin
Sylvia Löhrmann (Bündnis 90/Die
Grünen) überreichte zusammen
mit NRW-Verbraucherzentralen-
vorstand Wolfgang Schuldzinski
die bundesweite Auszeichnung
vom Verbraucherzentrale Bundes-
verband (vzbv) und lobte die an
der Gesamtschule Elsen geleistete
Pionierarbeit. 

»Für das Leben lernen – Zu-
kunft aktiv gestalten« – unter die-
sem Motto findet an der Gesamt-
schule seit sechs Jahren Verbrau-
cherbildung statt. Vorranging im
Ankerfach Arbeitslehre Hauswirt-
schaft und im Wahlpflichtfach Er-
nährung-Konsum-Gesundheit an-
gesiedelt, werden die Kinder und
Jugendlichen in Bereichen wie Er-
nährung, Gesundheit, nachhalti-
ger Konsum, Medien, Wohnen,
Mobilität sowie Finanzen, Markt-
geschehen und Verbraucherrechte
in ihren Konsum- und Alltags-
kompetenzen gestärkt. 

Verbraucherbildung findet sich
mittlerweile auch in vielen ande-
ren Bereichen des schulischen All-
tags wieder und wird durch die
Medienscouts, die Bienen-AG, die
Fair-Trade Nikolaus-Aktion der SV
und andere engagierte Fachberei-
che und Arbeitsgruppen gelebt.

Zudem gibt es eine gute Zusam-
menarbeit mit der Verbraucher-
zentrale Paderborn, der Umwelt-
beratung und dem Institut für Er-
nährung, Konsum und Gesundheit
der Universität Paderborn, die
den Unterricht mit ihrem Exper-
tenwissen bereichern.

Derzeit begleitet die Gesamt-
schule Paderborn-Elsen als Mo-
dellschule des Landes NRW das
Leitprojekt »Verbraucherbildung
an Schulen« der nordrhein-west-
fälischen Ministerien für Schule
und Verbraucherschutz und
unterstützt die Entwicklung einer
Rahmenvorgabe, die Verbraucher-
bildung zu einer verpflichtenden
Aufgabe aller Schulen der Primar-
und Sekundarstufe I macht.
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